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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Was wir hier erleben, 
ist die Geburtsstunde 
des freien und 
einigen Deutschland 
Jundeskanzler Helmut Kohl 
"d Ministerpräsident Lothar 

ut Kohl bei der Unter- 

, .Maiziere haben die Unter- 
'chiung des Staatsvertrages 

jachen Bonn und Ost-Berlin 
.'s entscheidenden Schritt zur 
tischen Einheit bezeichnet. 

Helm. 
b 1Cnnungszeremonie im 
j^i.s Schaumburg am 18. 

ai i-n Bonn: Was wir hier 
leben, ist die Geburtsstunde 

^s freien und einigen 
j^tschland. 
•   lhar de Maiziere: Was wir 
deUte tUn' 'st em entscne'den- 
• r Schritt auf unser Ziel hin: 
^reiheit die Einheit 
Sc, utschlands in einer europäi- 
v0|,en Fnedensordnung zu 
fre     

den- Hier haben nicht 
verh ^e Staaten miteinander 
l^handelt, sondern Lands- 
nj ,e und Freunde, die sich 
W ,, 'änger entfremden lassen 

U1,en. (Seiten 2 bis 16) 

Im Beisein von Bundeskanzler Helmut Kohl und Minister- 
präsident Lothar de Maiziere setzten die Finanzminister 
Theo Waigel und Walter Romberg am 18. Mai 1990 in Bonn 
ihre Unterschriften unter den Staatsvertrag. 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Dies ist eine historische Stunde 
im Leben der deutschen Nation 

Wir sind zusammengekommen, um 
nach 45 Jahren der schmerzlichen Tei- 
lung ein Vertragswerk zu unterzeich- 
nen, mit dem wir den ersten bedeutsa- 
men Schritt zur Wiederherstellung der 
staatlichen Einheit Deutschlands voll- 
enden. Es ist eine glückliche Stunde, 
in der sich Hoffnung und Sehnsucht 
der Menschen in Deutschland erfüllen. 
Nach Jahrzehnten beginnt ein Traum 
Wirklichkeit zu werden: der Traum 
von der Einheit Deutschlands und 
Europas. 

Die Menschen in der DDR haben in 
einer friedlichen Revolution im letzten 
Herbst mit der Kraft ihrer Freiheitsliebe 
die Ketten des Unrechtsregimes 
gesprengt. Wir sind mit ihnen stolz und 
glücklich über das Gelingen dieser Revo- 
lution und schulden den Hunderttausen- 
den Dank, die durch ihren Mut in großer 
Bedrängnis diese Veränderungen durch- 
gesetzt haben. 
Mit dieser Revolution ging eine Phase in 
der deutschen Geschichte zu Ende, die 
vielen Menschen Leid, Elend und Ver- 
zweiflung gebracht, manchen das Leben 
gekostet hat. 
Es ging eine Zeit zu Ende, in der Men- 
schen mitten in Deutschland in den 
Lagern des Stalinismus, in Gefängnissen 
und Zuchthäusern gequält und umge- 
bracht wurden — oder bei dem Versuch, 
Mauer und Stacheldraht zu überwinden, 
ihr Leben verloren. 
Sie wollten, wie die Opfer des 17. Juni 

1953, in Freiheit ein menschenwürdiges 
Leben führen. Sie kämpften für die Wahr- 
heit und wollten frei sein von der Lüge» 
von der Unterdrückung durch ein 
Regime, das ihnen von außen aufgezwun- 
gen war. Sie haben ihr Leben gegeben fi*r 

unser kostbares Gut, für die Freiheit. 
Wir dürfen ihr Schicksal nie verges- 
sen, verdrängen oder verharmlose0* 
Die Verbrechen, die — auch nach 
dem Zweiten Weltkrieg — in 
Deutschland an Deutschen began- 
gen wurden, sind für uns alle eine 
Mahnung und dürfen sich nie mehr 
wiederholen. 

Die Unterzeichnung des Staatsvertrages 
ist ein denkwürdiges Ereignis für alle 
Deutschen und Europäer. Was wir hier 
erleben, ist die Geburtsstunde des freien 

Ansprache von Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl anläßlich 
der Unterzeichnung des Ver- 
trages über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion 
zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen 
Republik in Bonn am 
18. Mai 1990 
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und einigen Deutschland: vor den Augen 
der Welt bekunden die Vertreter der frei 
gewählten Regierungen beider Teile 
Deutschlands ihren Willen, als ein Volk, 
als eine Nation gemeinsam ihre Zukunft 
in einem freiheitlichen und demokrati- 
schen Staat zu gestalten. 
Mit diesem historischen Tag der Unter- 
zeichnung des Vertrages über die Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion 
beginnt auch ein neuer Abschnitt der 
eUropäischen Geschichte. Wir stellen uns 
damit gleichzeitig einer großen Gestal- 
tungsaufgabe. Ihr Gelingen ist weit über 
die Grenzen Deutschlands hinaus von 
größter Bedeutung für die Zukunft ganz 
Europas. 
^ir haben uns mit dem Übergang von 
der sozialistischen Kommandowirtschaft 
2ur Sozialen Marktwirtschaft in der DDR 
Wahrlich keine leichte Aufgabe gestellt, 
^ir betreten in vieler Hinsicht Neuland 
Ur»d mußten als gleichberechtigte Partner 
nach Lösungen suchen für eine Fülle von 
neuen Problemen, ja einer bisher beispiel- 
losen Herausforderung begegnen. 
,ch möchte den beiden Verhandlungsde- 
'egationen und ihren Leitern, Herrn 
Staatssekretär Günther Krause und 
J^errn Hans Tietmeyer, Mitglied des 
Direktoriums der Deutschen Bundes- 
bank, sowie allen anderen Beteiligten 
&anz herzlich für die engagierte Arbeit 
danken, die sie in den letzten Wochen 
Jnermüdlich geleistet haben. Ohne ihre 
hervorragende Sachkunde, ihren großen 
Persönlichen Einsatz und ihr vom Geist 
Wahrer Partnerschaft getragenes Zusam- 
menwirken hätte dieses Vertragswerk 
nipht entstehen können. Wir alle können 
11111 dem Ergebnis zufrieden sein. 

Öer Staatsvertrag über die Wäh- 
Hings-, Wirtschafts- und Sozial- 
union bedeutet einen ersten ent- 
scheidenden Schritt auf dem Weg 

zur Einheit. Für die Menschen in 
Deutschland wird damit — in wich- 
tigen Bereichen ihres täglichen 
Lebens — die Einheit erlebbare 
Wirklichkeit. 

Unseren Landsleuten in der DDR eröff- 
net sich — nach einer sicherlich nicht ein- 
fachen Zeit des Übergangs — die Chance 
auf eine rasche, durchgreifende Besse- 
rung ihrer Lebensbedingungen. Auch in 
diesem Sinne ist der heutige Tag für sie 
ein Tag der Hoffnung und der Freude. 
Mit der Unterzeichnung des Staatsvertra- 
ges verbindet sich gleichzeitig noch eine 
andere Botschaft: Es ist ein starkes Zei- 
chen der Solidarität unter den Deut- 
schen: Die Geschicke der Deutschen in 
der Bundesrepublik und in der DDR wer- 
den dadurch unauflöslich miteinander 
verwoben. Von nun ab ist klar: Wir gehen 
in eine gemeinsame Zukunft, in einem 
vereinten und freien Deutschland. 

... aber das Ziel lohnt 
die Anstrengungen  

Nationale Solidarität wird auch in 
Zukunft gefordert sein. Ich bin sicher, 
daß Bund und Länder mit ihrer Einigung 
über den Fonds zur Finanzierung der 
deutschen Vereinigung eine gute Lösung 
gefunden haben. 
Ich bin mir bewußt, daß der Weg schwie- 
rig sein wird — aber das Ziel lohnt die 
Anstrengungen. Die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden — das ist ein 
großartiges Werk, an dem alle mitarbei- 
ten müssen. Ich weiß, daß sich in diesen 
Tagen hüben wie drüben viele Menschen 
fragen, was dieser beispiellose Vorgang 
für sie ganz persönlich bedeutet — für 
ihren Arbeitsplatz, ihre soziale Sicherheit, 
für ihre Familien. Ich habe Verständnis 
für solche Sorgen. Doch meine Lands- 
leute in der Bundesrepublik möchte ich 
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fragen: Wann je waren wir wirtschaftlich 
besser gewappnet für diese nationale 
Gemeinschaftsaufgabe der deutschen 
Einheit als heute? 
Und meinen Landsleuten in der DDR 
rufe ich zu: Die Einführung der Sozialen 
Marktwirtschaft bietet Ihnen alle Chan- 
cen, ja die Gewähr dafür, daß Mecklen- 
burg/Vorpommern und Sachsen-Anhalt, 
daß Brandenburg, Sachsen und Thürin- 
gen bald wieder blühende Landschaften 
in Deutschland sein werden, in denen es 
sich für jeden zu leben und zu arbeiten 
lohnt. 
Wir Deutschen müssen jetzt zusammen- 
stehen und mit Zuversicht eine gemein- 
same Zukunft gestalten. Ich bitte deshalb 
die Menschen in der Bundesrepublik, 
auch weiterhin Solidarität mit unseren 
Landsleuten in der DDR zu zeigen. Blei- 
ben wir uns stets bewußt, daß den Men- 
schen in der DDR vierzig Jahre lang 
gewaltsam verwehrt wurde, so zu leben 
wie die Deutschen in der Bundesrepu- 
blik. 
Auch an die Menschen in der DDR habe 
ich eine Bitte: Denken Sie daran, daß der 

Wohlstand in der Bundesrepublik hart 
erarbeitet werden mußte. Millionen von 
Menschen haben über viele Jahre hinweg 
durch ihren Fleiß und ihre Leistungsbe- 
reitschaft dazu beigetragen. Nichts wurde 
ihnen geschenkt. 
Auch in der DDR geht es jetzt nicht um 
Geschenke, es geht um Hilfe zur Selbst- 
hilfe. Dabei dürfen wir einander nicht 
überfordern. Und es darf auf dem Weg 
zur Einheit auch niemand auf der Strecke 
bleiben. Die Menschen in Ost und West 
können sich darauf verlassen. Nieman- 
dem werden unbillige Härten zugemutet- 
Zur Vereinigung Deutschlands gehört 
auch, daß die Menschen in gegenseitige111 

Verständnis zusammenfinden. Dabei hat 
jeder etwas einzubringen: Die Deutschen 
in der Bundesrepublik außer ihrer harten 
Währung und ihrer erfolgreichen Wirt- 
schaftsordnung eben auch noch anderes- 
vor allem eine bewährte freiheitliche Ver- 
fassung und die Ideale einer Demokratie» 
mit er wir vierzig Jahre Erfahrungen sam- 
meln durften. 
Die DDR wiederum bringt den Fleiß, d,e 

Ideen und die Hoffnungen ihrer Men- 

Helmut Kohl an Papst Johannes Paul II.: 
Glückwünsche zum 70. Geburtstag 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat an 
Papst Johannes Paul II. zu dessen 
70. Geburtstag folgendes Glück- 
wunschschreiben gesandt: 

Zu Ihrem 70. Geburtstag sende ich 
Ihnen meine herzlichen Glückwün- 
sche. 
Mit hohem Respekt und großer Dank- 
barkeit verfolge ich Ihr Engagement 
für die personale Würde und die 
unveräußerlichen Rechte des Men- 

schen, für den Frieden und für die 
Solidarität mit den Schwachen bei uns 
und in der Dritten Welt. 
Zu dem demokratischen und freiheitli- 
chen Aufbruch in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa haben Sie persönlich 
maßgeblich beigetragen. 
Vielen Menschen geben Sie geistige 
Orientierung. 
Möge Gott Ihnen auch weiterhin 
Kraft und Gesundheit schenken. 
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Schen ein, nicht zuletzt auch das Selbstbe- 
wußtsein jener, die sich in einer friedli- 
nen Revolution mutig gegen eine Dikta- 

tor durchgesetzt haben. Und vielleicht 
können unsere Landsleute aus der DDR 
jj111 ihrem unverstellten Sinn für den Wert 
er Freiheit auch dem einen oder ande- 

rn bei uns den Blick dafür schärfen, 
We'ch kostbares Gut das ist: eine deut- 
le Demokratie in einem einigen Vater- 

land. 

putschland wächst weiter zusammen. 
le staatliche Einheit ist nähergerückt — 
nd es gilt jetzt, sie bald zu vollenden, 
amit erfüllen wir die Sehnsucht der 

ansehen in Deutschland. Sie haben nie 
^gehört, an die Einheit zu glauben — 
nd sie waren sich stets bewußt, daß Ein- 
e't mehr bedeutet, als sich im Wort von 
er »Kulturnation" widerspiegelt. In die- 

** fünfundvierzig Jahren blieb der 
^unsch nach staatlicher Einheit in den 
, erzen der Deutschen verankert. Jetzt 
*ann er Wirklichkeit werden. 
. ^ Ende dieses Jahrhunderts, das so viel 
^.eicl über die Menschen gebracht hat, 
tj 

etet sich uns Deutschen eine einzigar- 
8e Chance — die Chance, „in freier 

^ ."Stbestimmung die Einheit und Frei- 
u Deutschlands zu vollenden" und „in 

f'nem vereinten Europa dem Frieden der 
^ e|tjzu dienen". So lautet der Auftrag 

Grundgesetzes. Das erwarten auch 
^"sere Nachbarn von uns. Wir wollen 
.   tsche Europäer sein und europäische 
°^tsche. 

Nutzen wir diese Chance, stellen 
*ir uns unserer Pflicht. Ich rufe die 
deutschen in Ost und West dazu 
JJ1*! Schaffen wir das vereinte 
Teutschland in einem vereinten 
Europa. Gehen wir gemeinsam in 
e««e glücklichere Zukunft — für 
a,le Deutschen. Der heutige Tag ist 
e«n Markstein auf diesem Weg. 

Ein Meilenstein 
auf dem Weg zur 

staatlichen Einheit 
Der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Karl-Heinz Hornhues, zur Unter- 
zeichnung des Staatsvertrages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR: 

Den Regierungen unter Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl und Ministerpräsi- 
dent Lothar de Maiziere gebührt unser 
Dank für den Abschluß des Staatsver- 
trages zur Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion. Dies ist ein Meilen- 
stein auf dem Weg zur staatlichen Ein- 
heit Deutschlands. 
Das Verhalten der SPD ist dieser 
historischen Stunde nicht angemessen. 
Zur gleichen Zeit, in der die Ost-SPD 
den Staatsvertrag lobt und Bundesfi- 
nanzminister Waigel mit seinem 
sozialdemokratischen DDR-Kollegen 
Romberg diesen Vertrag unterzeich- 
net, erklärt SPD-Chef Vogel, die SPD 
habe noch nicht über den Staatsver- 
trag entschieden und SPD-Vize 
Ehmke empfiehlt seiner Fraktion gar 
eine Ablehnung. 
Während die Ost-SPD in der Regie- 
rung de Maiziere konstruktiv am 
Staatsvertrag mitarbeitet, übt sich die 
West-SPD in destruktiver Politik. 
Zunächst wollten die Sozialdemokra- 
ten die Wiedervereinigung zu den 
Akten legen, und jetzt, wo die Einheit 
nicht mehr zu verhindern ist, versu- 
chen sie, diese auf allen Ebenen zu 
blockieren. 

Wenn die SPD so weitermacht, wird 
sie eines Tages vor der Geschichte als 
„Partei der Einheitsgegner" dastehen. 
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Ministerpräsident Lothar de Maiziere: 

Wir stehen vor einer wirklich 
großen und einmaligen Chance 

Dies ist heute für uns ein wichtiger 
Tag. Es beginnt die tatsächliche Ver- 
wirklichung der Einheit Deutschlands. 
Die Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion macht den Einigungspro- 
zeß unumkehrbar. Was wir heute tun, 
ist ein entscheidender Schritt auf unser 
Ziel hin: in Freiheit die Einheit 
Deutschlands in einer europäischen 
Friedensordnung zu vollenden. 

Der Staatsvertrag ist ein Vertrag zwischen 
den beiden Regierungen in Deutschland. 
Seiner Substanz nach zeigt er, daß beide 
Regierungen gewillt sind, den Prozeß der 
Einigung nicht von oben zu gestalten. 
Das Zusammenwachsen des geteilten 
Deutschland beginnt vielmehr bei den 
Menschen und ihren Lebensverhältnis- 
sen. Für uns waren bei den Gesprächen 
und Verhandlungen der letzten Wochen 
die Interessen der Menschen in beiden 
deutschen Staaten der Maßstab des Han- 
delns. 
Der Geist, in dem dieser Vertrag zustan- 
dekam, entspricht den Zielen und Wün- 
schen der Menschen in der DDR nach 
Freiheit, nach Wohlstand und nach sozia- 
ler Gerechtigkeit. Hier haben nicht 
fremde Staaten miteinander verhandelt, 
sondern Landsleute und Freunde, die 
sich nicht länger entfremden lassen wol- 
len. 
Seit der Regierungserklärung vor einem 
Monat wurde mit Hochdruck Tag und 
Nacht an diesem Vertrag gearbeitet. Mein 
Dank gilt den Hunderten von Mitarbei- 

tern, die diese Arbeit geleistet haben. De 

Vertrag ist ein großes Werk. Stellvertre- 
tend möchte ich den beiden Delegations- 
leitern, Herrn Tietmeyer und Herrn Dr- 
Krause, diesen Dank persönlich ausspre 

chen. Gleichzeitig bedanke ich mich be» 
allen ihren Mitarbeitern. 

Dieser Vertrag ist ein Kompronj»'' 
Aber er ist nicht das Ergebnis ein«8 

Feilschens um Vorteile, sondern «in 

gutes und ausgewogenes Gesamt- 
wert Er ist ein solides Kursbuch 
zur Einführung einer ökologisch 
orientierten sozialen Marktwirt- 
schaft. 

Ich wende mich in dieser Stunde 
zunächst an die Bürgerinnen und Bürg 
in der DDR: 

Erklärung des Ministerpräsi' 
denten der Deutschen 
Demokratischen Republik, 
Lothar de Maiziere, anläß- 
lich der Unterzeichnung des 
Vertrages über die Schafft^ 
einer Währungs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion 
zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen 
Republik am 18. Mai 1990 
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Die Einführung der D-Mark, die Einfüh- 
^ng der dynamischen Rente und einer 
'ybeitslosenversicherung sowie die Hil- 
'en für den Staatshaushalt der DDR sind 
eine großzügige politische Geste der Bun- 
desrepublik Deutschland. Niemand soll 
Vergessen, was die Mark der DDR heute 
auf einem freien Markt wirklich wert 
^äre. Und niemand soll sich über die 
llefe Krise der DDR-Wirtschaft Illusio- 
nfn machen. Wir konnten und können 
nicht so weitermachen wie bisher. Nicht 
a"e Blütenträume, die manche mit dem 
. taatsvertrag verbunden haben, konnten 
n Erfüllung gehen. Aber niemandem 
^,rd es schlechter gehen als bisher. Im 
Gegenteil. Welches Land bekommt eine 
°lch gute Startposition wie wir mit die- 

Sem Vertrag? 
etzt sind wir in der DDR am Zuge, das 
este daraus zu machen. Ausgehend von 
°em realistischen Bild der Lage müssen 
lr mit einem neuen Gründergeist, mit 

. n8agement, mit Zuversicht und mit dem 
ejtrauen in die eigene Kraft an die 
rbeit gehen. Dabei werden wir die 
2iale Gerechtigkeit nie aus den Augen 
Vieren. In unserem sozialen Engage- 
ent lassen wir uns so schnell von 
umändern übertreffen. 

j^n Bürgerinnen und Bürgern in der 
^undesrepublik Deutschland möchte ich 

Sen: Meine Regierung trägt Verantwor- 
^°8 zuerst für die Deutschen in der 
s   .^ und deren Interessen. Das ent- 

ncht dem Wählerauftrag in unserer neu 
w°nnenen Demokratie. 

^ 
^gleich aber stehen wir mit der Bundes- 

StgJj!Jn8 für eine ungeteilte Zukunft. Die 
'on rUng in einer gemeinsamen Verant- 

it rjyn8 für eine ungeteilte Zukunft. Di« 
ein    ltät der D"Mark und die Wahrung 
Wic

e
h
s <§esamtwirtschaftlichen Gleichge- 

^DR  
in der Bundesrepublik und in der 

Wjn 'a,so in dem neuen gemeinsamen 
der ^

Cnaftsraum, sind auch unser Ziel in 
°E)R. Ich sage zu, daß wir nach Kräf- 

ten dafür sorgen werden, daß die Mittel 
aus der Bundesrepublik Deutschland bei 
uns gut angelegt werden. Ihre Hilfe aus 
dem Westen verstehen wir als Hilfe zur 
Selbsthilfe. Auf Dauer wollen wir nichts 
geschenkt haben. Wir wollen unsere 
Zukunft selbst erarbeiten. 
Angesichts der Größe des Vorhabens 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial- 
union ist es natürlich, daß es in beiden 
Staaten in Deutschland Diskussionen 
gibt. Ich finde nur erstaunlich, daß es in 
Deutschland mancherorts mehr Sorgen 
gibt als Hoffnungen. Bei uns werden zu 
viele vor dem unbestrittenen Berg von 
Problemen, den wir vor uns haben, klein- 
mütig. 
Vielleicht sollten wir Deutschen auch in 
dieser Frage nicht zu sehr auf uns selbst 
bezogen sein, sondern nach Europa 
schauen. Ich bin davon überzeugt, daß im 
Ergebnis des Einigungsprozesses kein 
Deutscher ärmer wird, sondern daß es 
uns allen gemeinsam besser gehen wird. 
Und dies nicht zu Lasten Europas, son- 
dern zum Nutzen einer gesamteuropä- 
ischen Entwicklung in Frieden, Freiheit, 
Wohlstand und sozialer Gerechtigkeit. 

Die Einheit Deutschlands sollte 
daher nicht in einem neidischen 
Gegeneinander, sondern in einem 
fruchtbaren Miteinander wachsen. 
Wir und Ihr, Hüben und Drüben, 
Wessis und Ossis —, diese und ähn- 
liche Vokabeln sollten bald aus 
dem Sprachgebrauch verschwinden. 

Die Regierung der DDR wird diesen Ver- 
trag nun der frei gewählten Volkskammer 
vorlegen. Ich unterstreiche dabei unseren 
festen Willen, daß der Zeitplan mit dem 
Inkrafttreten der Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion zum 2. Juli 1990 einge- 
halten wird. 
Das Ergebnis der Verhandlungen zum 
Staatsvertrag ist mutig, einmalig und 
hoffnungstiftend. • 
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Es ist mutig, weil in nur vier Wochen 
nach 40 Jahren sozialistischer Planwirt- 
schaft dieser Vertrag ausgehandelt wurde, 
der alle Deutschen in der DDR unmittel- 
bar in ihrer Existenz und für ihre Zukunft 
betrifft. 
Es ist einmalig, weil es diese Art der 
Umstellung einer Kommandowirtschaft 
auf eine soziale Marktwirtschaft an 
einem Stichtag noch niemals gegeben hat. 
Und es ist hoffnungstiftend. Wir werden 
es schaffen, weil beide Seiten zum Erfolg 
verpflichtet, ja geradezu verurteilt sind. 

Wir stehen vor einer wirklich gro- 
ßen und einmaligen Chance. Die 
Geschichte bietet ihre guten Chan- 
cen in der Regel nicht mehrfach an. 
Wir wollen die Chance zu Freiheit, 
Frieden und sozialer Gerechtigkeit 
im Dienste Europas entschlossen 
nutzen, um unseren Kindern eine 
bessere Welt zu bauen. 

Schengen-Staaten heben 
Visapflicht für DDR auf 
Die Schengen-Partner haben auf dem 
Ministertreffen in Den Haag beschlos- 
sen, die Visapflicht für die DDR zum 
1. Juni 1990 aufzuheben. Der Koordi- 
nator der Bundesregierung für das 
Schengener Abkommen, Staatsmini- 
ster Lutz Stavenhagen, dankte für 
diese Entscheidung und teilte mit, daß 
er ermächtigt sei, zu erklären, daß 
auch die DDR ihrerseits zum 1. Juni 
die Visapflicht für die Schengen-Staa- 
ten aufheben werde. 
Nach Auffassung von Stavenhagen ist 
dies insbesondere im Hinblick auf die 
in der Reisezeit verstärkt einsetzenden 
Reisewünsche von DDR-Bürgern sehr 
zu begrüßen. 

Generalsekretär Volker Rühe: 

Der erste wichtige 
Schritt zur Einheit 

Zur Unterzeichnung des Staatsver- 
trages zur Wirtschafts-, Währungs- 
und Sozialunion zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der 
DDR Generalsekretär Volker 

Rühe: 
Auf dem Weg zur deutschen Einheit 
gibt es kein Zurück mehr. Der Staats- 
vertrag zur Wirtschafts-, Währungs- 
und Sozialunion ist der erste wichtige 
Schritt zur Überwindung der ^jähri- 
gen Trennung der Deutschen. Die 
Erwartungen der Menschen in die 
Arbeit der Bundesregierung und der 
Regierung der DDR wurden erfüllt- 
Trotz mancher Schwierigkeiten auf 
dem Weg zur Einheit können die Men' 
sehen in Deutschland optimistisch in 
die Zukunft blicken. Es geht um Staö - 
lität, Freiheit und Wohlstand für alle 
Deutschen. Die verantwortungsbe- 
wußt geführten Verhandlungen der 
beiden Regierungsdelegationen habe 
gezeigt, daß keine Seite die andere 
übervorteilen will. 
Mit der Einführung der Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion wurde

nie 
Vertrauen in der DDR geschaffen.^ 
Menschen bleiben wieder in ihrer n 
mat, der Übersiedlerstrom ist einge- 
dämmt worden. 
Bundeskanzler Helmut Kohl und 
Ministerpräsident Lothar de Maizie 
haben eine solide Grundlage dafür 
geschaffen, daß jetzt das Ziel der de 
sehen Einheit zügig erreicht werden 
kann. 
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Alfred Dregger: 

Wir wollen gleiches Glück und 
gleiche Lebenschancen für alle 
Dies ist eine historische Sitzung. Sel- 
ten mußte die Fraktion über vergleich- 
bar Wichtiges und Gewichtiges ent- 
scheiden. Mit dem Staatsvertrag zur 
Herstellung der Wirtschafts-, Wäh- 
J"Ungs- und Sozialunion in Deutsch- 
land gehen wir entschlossen einen ent- 
kleidenden Schritt voran auf dem 
j^eg zur Vollendung der Freiheit und 
Einheit Deutschlands in einer europäi- 
schen Friedensordnung. 

^in kurzer Rückblick zu Beginn. Am 9. 
^ovember 1989 haben die Deutschen in 
^r DDR die Öffnung der Mauer erzwun- 
j>en. Ihre Revolution verlief friedlich. Bei 

en Demonstrationen ist keine Scheibe 
^ Bruch gegangen. Die Deutschen in der 
^ÖR haben Ernst gemacht mit der 

elbstbestimmung. 
er Staatsvertrag, über den wir heute 
traten, soll das heutige Datum tragen. 
as sind sechs Monate und neun Tage 

ach dem 9. November. Dazwischen hat 
£s zwei freie Wahlen in der DDR gege- 

en, die dort — wie überall, wo die Men- 
Jyen den totalitären Sozialismus über- 

!nden — zu einem Sieg der Freiheit, der 
emokratie und des Rechtsstaats, zu 

, lnem Sieg auch der Christlichen Demo- 
Jaten, geführt haben. Welch eine Lei- 
s.
Ung unserer Landsleute dort! Sie haben 
ch und uns vor der Welt und vor der 
Schichte ein Kapital erworben, auf das 
Ir alle stolz sein können. 

jJ5 Gegner dieses Prozesses, die SED/ 
. S und jene Sozialdemokraten, die 
c"t mehr an die deutsche Einheit 
8'aubt haben, die ihren Frieden mit 

Mauer und Honecker gemacht hatten, 
werfen uns jetzt Hektik vor. Außerdem 
schüren sie Angst; hier wie dort. 

Wozu? 

Bei der PDS und anderen linken Grup- 
pen ist das klar. Sie wollten die sozialisti- 
sche Spielwiese erhalten und das größte 
Menschenexperiment der Geschichte — 
auch noch auf unsere Kosten — fortset- 
zen. Sie wollten zunächst die Zweistaat- 
lichkeit erhalten und wollen jetzt die Ein- 
heit verzögern, behindern, in der Hoff- 
nung, daß sie scheitert. 

Der Fraktionsvorsitzende 
Alfred Dregger in der Son- 
dersitzung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion zum 
Staatsvertrag mit der DDR 
am 18. Mai 

Bei der SPD hier gibt es unterschiedliche 
Motive für ihre Kritik. Immerhin hat 
auch sie lange gezögert, bevor sie sich 
zVim Ziel der deutschen Einheit bekannt 
hat. Sie wollte den verfehlten Ansatz 
ihrer Politik der Kumpanei mit der SED 
und der Honecker-Clique vertuschen. Sie 
gönnt uns nicht den Erfolg unserer Poli- 
tik. Und sie sucht die Zustimmung der 
Verängstigten, die es in einer Zeit des 
Wandels immer gegeben hat, und auch 
jetzt gibt. Sehr patriotisch ist das nicht; es 
wird auf lange Sicht auch parteipolitisch 
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keine Zinsen bringen. Wer jetzt den Zug 
zur deutschen Einheit behindert, der ver- 
paßt ihn und — Gorbatschow hat recht 
— „wer zu spät kommt, den bestraft das 
Leben". 

Wir wollen den Erfolg  

Wir, die Union, wollen den Erfolg. Und 
wir wollen ihn jetzt. Wir wollen die ganze 
Freiheit für die Deutschen in der DDR. 
Wir wollen, daß sie so schnell wie mög- 
lich menschenwürdig, das heißt in selbst 
erarbeitetem Wohlstand, ihr Leben ver- 
antwortlich gestalten können. Wir wollen 
gleiches Glück und gleiche Lebenschan- 
cen für alle in Deutschland. 
Deshalb wollen wir die historische 
Stunde nutzen. Nie waren die Rahmenbe- 
dingungen günstiger als jetzt: Unsere 
Wirtschafts- und Finanzkraft hat — auf- 
grund unserer Reform- und Konsolidie- 
rungspolitik in den letzten 8 Jahren — 
einen Gipfel erreicht. Unsere Verbünde- 
ten, insbesondere die USA, Frankreich 
und Großbritannien stehen an unserer 
Seite; mit der Sowjetunion verbindet uns 
der Wunsch nach Abrüstung und enger 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit. Unsere 
Nachbarn Polen, die Tschechoslowakei 
und Ungarn sehen — wie wir selbst — 
unseren Platz in der NATO. Diese Rah- 
menbedingungen sind vor allem das 
Werk Helmut Kohls. 
Es wäre unverantwortlich, darauf zu ver- 
trauen, daß sich an dieser Konstellation 
nichts ändern könnte. 
Auch für den wirtschaftlichen Auf- 
schwung, für die Sanierung der vom 
Sozialismus heruntergewirtschafteten 
DDR, nicht nur ihrer Betriebe, sondern 
auch ihrer Umwelt, ist jetzt entschlosse- 
nes Handeln geboten. Es geht um die 
Lebensgrundlage unserer Landsleute drü- 
ben und um die des ganzen deutschen 
Volkes. Denn das ist der eigentliche 

Gehalt dieses Staatsvertrages: Aus der 
Solidarität der einen deutschen Nation 
heraus binden wir ihre Teile aneinander, 
um ein Deutschland der Einheit und um 
ein Europa der Freiheit zu schaffen. 
Nun einige Bemerkungen zum Staatsver- 
trag selbst. Zu loben ist das, was die Ver- 
handlungspartner beider Seiten erarbeite 
haben. Erst seit Ostern hat die DDR eine 
aus freien Wahlen hervorgegangene 
Regierung; erst seit Ostern haben wir 
einen legitimen Verhandlungspartner. 
Und wir haben noch nicht Pfingsten. 
Dennoch — auch wenn wir noch nicnt 

Pfingsten haben - übe} dem Werk wem 
ein guter Geist; nicht der Geist des Nei- 
des, sondern der Geist der Solidarität. 
Dieser Vertrag ist das bisher einmalige 
Unterfangen, ein verrottetes und geschei- 
tertes System sozialistischer Mißwirt- 
schaft — über Nacht sozusagen — in el 

funktionierende marktwirtschaftliche 
Ordnung zu überführen und dabei von 

Die Rahmenbedingungen sind vor 
allem das Werk Helmut Kohls^ 
Anfang an soziale Leistungsstandards z 
schaffen, um die die Deutschen in der 
DDR von allen anderen mitteleuropä- 
ischen Völkern beneidet werden. 
Die Währungsreform Ludwig Erhards 
war damals einfacher, weniger kompJJ" 
ziert, nur in ihrer Kühnheit vergleicht^ • 
Denn diesmal sind die Erwartungen 
höher res soll einfach alles von Anfang 
an stimmen; was sicherlich nur beSre".e 
möglich sein kann: die Einkommen, di 
Sozialsysteme, die Investitionsanreize, 
die Rechtssicherheit für Handel, Wan 
und Gewerbe und die Stabilität der 
gemeinsamen Währung. 
Wir haben Anlaß, denen, die das in so 
kurzer Zeit so gründlich vorbereitet 
haben, Herrn Seiters und seinen Mi»|' 
beitern, Herrn Waigel und seinen M*8 
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heitern, aber auch denen der anderen 
beteiligten Ministerien, zu danken. Wir 
danken auch denen, die seitens der DDR 
verhandelt haben. Sie haben nämlich 
Mut bewiesen in einer für sie ungewissen 
Lage. Und sie mußten jenen Hetzern 
widerstehen, die vom Diktat gesprochen 
haben, dem sie sich angeblich beugen 
mußten. 
Und die Kleinmütigen in der öffentlichen 
Meinung auf beiden Seiten möchte ich 
daran erinnern: Kurz nach der Wäh- 
rungs- und Wirtschaftsreform Ludwig 
Erhards begann man vom deutschen 
Wirtschaftswunder zu sprechen. Der 
'hnen jetzt zur Beschlußfassung vorlie- 
gende Vertrag sagt in Art. 1: 

„ Grundlage der Wirtschaftsunion ist die 
Soziale Marktwirtschaft als gemein- 
same Wirtschaftsordnung beider Ver- 
tragsparteien. Sie wird insbesondere 
bestimmt durch Privateigentum, Lei- 
stungswettbewerb, freie Preisbildung 
und grundsätzlich volle Freizügigkeit 
von Arbeit, Kapital, Gütern und Dienst- 
leistungen; ..." 
„Die Sozialunion bildet mit der Wäh- 
nmgs- und Wirtschaftsunion eine Ein- 
heit. Sie wird insbesondere bestimmt 
durch eine der Sozialen Marktwirt- 
schaft entsprechende Arbeitsrechtsord- 
nung und ein auf den Prinzipien der 
Leistungsgerechtigkeit und des sozialen 

Ausgleichs beruhendes System der 
sozialen Sicherung. ..." 

Das ist unser Modell. Das ist die Hand- 
schrift Ludwig Erhards. Das war und ist 
unsere Praxis auch in den Kanzlerjahren 
Helmut Kohls. 

Vor einem gemeinsamen Weg 

Am 2. Dezember 1990 oder 13. Januar 
1991 wird der neue Bundestag gewählt. 
Es wäre gut, wenn unsere Landsleute in 
der DDR sich an dieser Wahl beteiligen 
würden. Denn nur die staatliche Einheit, 
die damit vollzogen würde, gibt denen 
volle Sicherheit, die in der heutigen DDR 
als Unternehmer investieren oder als 
Arbeitnehmer oder Selbständige arbeiten 
wollen. Sie könnten ihr Aufbauwerk in 
der beruhigenden Gewißheit leisten, daß 
sie in Gesamtdeutschland arbeiten und 
daß die Lebensverhältnisse im östlichen 
Landesteil sich denen des westlichen 
Teils in kurzer Zeit angleichen würden. 
Die Entscheidung darüber liegt nicht bei 
uns, sondern bei der Volkskammer und 
der Regierung der DDR. Wir werden 
nicht unziemlich drängen, aber darauf 
hinweisen, daß von der Entscheidung, die 
nach Artikel 23 in Ost-Berlin zu treffen 
ist, auch die Handlungsfähigkeit des am 
Jahreswechsel zu wählenden Bundestages 
erheblich berührt wird. 

Der vielleicht wichtigste Tag 
in der Nachkriegsgeschichte der Deutschen 
Eine Jubelkulisse gab es nicht für den 
vielleicht wichtigsten Tag in der Nach- 
kriegsgeschichte der Deutschen. Es gab 
erstes Aufatmen nach der Anspannung. 
Nüchternheit, zurückhaltende Zuver- 
sicht dennoch über das Papier, das den 
Weg in eine bessere Zukunft für die 

Menschen in der DDR ebnen soll. Die 
Unterzeichnung des Staatsvertrags am 
alten Schreibtisch Konrad Adenauers 
markiert. 41 Jahre nach der Teilung 
Deutschlands, den unumkehrbaren Pro- 
zeß der Einigung. 

General-Anzeiger, Bonn 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Ja zum Staatsvertrag, 
ja zu einer Politik 

der Einigung Deutschlands 
Der Staatsvertrag ist ein gut ausge- 
handelter Vertrag; er braucht nicht 
weiter verhandelt und nicht ergänzt zu 
werden. Man muß jetzt sagen, ob man 
für oder gegen ihn ist. Diese Entschei- 
dung kann der SPD niemand ersparen. 
Wir wissen, daß viele Sozialdemokra- 
ten in Verantwortung gegenüber 
Deutschland spüren: Ein Nein wäre 
ein Schlag in das Gesicht aller Deut- 
schen und praktisch posthum noch der 
Ausschluß Kurt Schumachers aus 
ihrer Partei. 

Auch nach dieser Debatte ist die Haltung 
der SPD im Zwielicht, und die Frage 
bleibt, ob Sie zur Verantwortung über- 
haupt fähig sind. Vor zwei Tagen ist im 
Pressedienst der SPD unter der Verant- 
wortung von Herrn Vogel ein Artikel 
erschienen. Darin wird gesagt: Staatsver- 
trag — das bedeutet die Politik der ver- 
brannten Erde. Es wird auch von einem 
Raubzug gesprochen. Dann geht es wört- 
lich weiter: 

„Mit allen Mitteln, die die Gewaltentei- 
lung in der Bundesrepublik zur Verfü- 
gung stellt, muß der Plattmacher Kohl 
gestoppt werden, bevor er so viel sozia- 
les und politisches Unheil anrichten 
kann, wie es nicht einmal die deutsche 
Teilung hervorgebracht hat." 

Das muß man sich einmal auf der Zunge 
zergehen lassen! Hier wird in der Verant- 
wortung der Sozialdemokratischen Partei 

Deutschlands gesagt: Dieser Staatsver- 
trag schafft mehr Unheil, als es in den 
letzten 40 Jahren durch die Teilung gab. 
Dies muß aus der Welt geschafft werden, 
wenn Sie auch nur die Spur einer Chance 
zur Zusammenarbeit haben wollen. 
Dann geht es weiter, alles unter der Ver- 
antwortung von Herrn Vogel: „Jetzt muß 
endlich Schluß sein mit der deutsch- 

Rede des Generalsekretärs 
der CDU, Volker Rühe, 
anläßlich der ersten Lesung 
des Staatsvertrags mit der 
DDR im Deutschen 
Bundestag am 23. Mai 

nationalen Besoffenheit, aus der nichts 
Gutes kommen kann. Zusammenwachse 
ist der Weg zur Einheit, nicht Zusammen- 
schlagen." 
Ja, das ist die SPD! Auf der einen Seite 
spüren Sie, was die Menschen in ganz 
Deutschland an Hoffnung mit diesem 
Staatsvertrag verbinden und daß die 
Fernsteuerung aus Saarbrücken Ihnen 
schwer schaden wird; aber auf der ande' 
ren Seite wird gegen diesen Staatsvertrag 
in einer Weise gehetzt, die wir nicht hin- 
nehmen werden. 
Sie haben im Verlauf der Debatte auch 
mehrfach den Bundeskanzler angegnfle ' 
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von Hektik gesprochen und gesagt, er 
•flache die deutsche Politik zu seiner Pri- 
vatsache. Ich erinnere Sie an den Zehn- 
^nkte-Plan vom 28. November. Damals 
haben Sie einen Tag lang allen zehn 
^nkten zugestimmt. Danach haben Sie 
die Zustimmung zurückgezogen, weil Sie 
gesagt haben, das sei eine künstliche 
Beschleunigung der deutschen 
Geschichte. 
damals war zunächst eine Vertragsge- 
'fleinschaft, dann eine Konföderation 
ünd nach vielen Jahren die Föderation 
v°rgesehen. Die deutsche Geschichte hat 
s,ch schneller entwickelt, weil nicht 
^letzt durch die Regierung Modrow — 
etWa durch deren Stasi-Pensionsgesetze 
"- das Vertrauen in der DDR zusammen- 
gebrochen ist, wodurch sich die Flücht- 
'lr,gsströme aus der DDR so entwickelt 
haben und von Ihnen politisch auch so 
^gebeutet wurden, daß unsere Antwort 
die Währungsunion und die Wirtschafts- 
u°d Sozialgemeinschaft sein mußte. 

Das hat den Verlauf der Dinge ent- 
schieden: der Wunsch der Men- 
schen in der DDR, möglichst 
schnell eine sichere Zukunft in der 
DDR zu haben. 

le Währungsunion, die Wirtschafts- 
*Jd Sozialgemeinschaft werden kommen. 

wer sich dagegenstellt, wäre bereit, den 
Landsleuten in der DDR die Hoffnung 
.u' die Zukunft zu nehmen. Er trüge die 

erantwortung für eine riesige Flücht- 
'^gswelle. Wir werden Ihnen deshalb 

ese Entscheidung nicht ersparen. Sie 
üssen eine deutliche Entscheidung tref- 
n- Ich bin ganz sicher, ein Nein zu die- 
^ Staatsvertrag kann niemand verant- 

worten. 

föK F 1St Von ^en ^e<^nera schon ausge- 
^hrt worden, daß hinsichtlich des 

rnweltschutzes und der Strukturverän- 
erungen in der Wirtschaft längst Rege- 

lungen getroffen worden sind. Dazu 
brauchen keine zusätzlichen Vereinba- 
rungen geschlossen zu werden. 

Was Sie versuchen, emotional in den Vor- 
dergrund zu stellen, ist die Frage des 
unrechtmäßig erworbenen Vermögens 
der Kommunisten der SED/PDS, der 
Stasi und anderer. Ich war einer der 
ersten, der dies angesprochen hat. Wir 
haben gefordert, daß dieses unrechtmä- 
ßig erworbene Vermögen z. B. in einen 
Fonds für die Opfer des Stalinismus ein- 
gezahlt wird. Ich meine, das wäre auch 
die richtige Antwort an die Kommunisten 
in der DDR. 
Wir haben im Staatsvertrag eine Rege- 
lung über unrechtmäßig erworbenes Ver- 
mögen getroffen. Jetzt liegt es an der 
Regierung der DDR, die Kriterien festzu- 
legen, wo genau es sich um unrechtmäßig 
erworbenes Vermögen handelt. Ich habe 
keinen Zweifel, daß die Regierung der 
DDR handeln wird. 

Eines kann ich Ihnen aber nicht erspa- 
ren : Wenn Sie jetzt sehr emotional und 
völlig zu Recht gegen die Immobilien, 
Guthaben und das Vermögen der Kom- 
munisten in der DDR Stellung nehmen, 
so haben sich Ihre führenden Politiker 
bis zum September letzten Jahres in den 
Immobilien und an den Kaminen der 
SED noch sehr wohl gefühlt. 

Wir sind uns in dem Ziel einig: Diese 
Vermögen können nicht in D-Mark 
umgetauscht werden. Aber Sie sind wirk- 
lich die letzten, die sich in besonderer 
Weise darüber erheben können, ange- 
sichts Ihres jahrelangen Umgangs mit der 
kommunistischen Partei. 

Herr Roth, Sie haben zum Vertrag 
zwischen der SPD und der SED ja 
gesagt. Wer jetzt ein Nein zum Ver- 
trag zwischen den beiden demokra- 
tischen deutschen Regierungen 
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erwägt, begibt sich endgültig ins 
politische Abseits. 

Es wird darüber gerätselt, warum die 
Sozialdemokraten plötzlich eine solch 
kritische Haltung gegenüber dem Vertrag 
eingenommen haben. Wenn man sich 
etwa die Äußerungen von Frau Wieczo- 
rek-Zeul ansieht, die sagt, durch den 
Staatsvertrag werde in der DDR der 
Frühkapitalismus eingeführt, während 
wir dort die Gesetze der Bundesrepublik 
einführen wollen, dann sagt dies alles 
über ihr Bild von der Bundesrepublik. 
Hier zeigt sich die Enttäuschung derjeni- 
gen Sozialdemokraten, die eben nicht ein 
zweites Mal Soziale Marktwirtschaft ver- 
wirklicht sehen wollen, die nicht die 
Gesellschaftsordnung der Bundesrepu- 
blik Deutschland in die DDR kopiert 
haben wollen, die vielmehr erneut ein 
Experiment mit dem demokratischen 
Sozialismus anstreben. 
Wer sich so lange für die Vorteile der 
Zweistaatlichkeit eingesetzt hat, dem fällt 
es schwer, jetzt ein schnelles und deutli- 
ches Wort zur Wiedervereinigung zu 
sagen. Auch das ist der Grund für Ihren 
Meinungswechsel. 
Die Aufgabe, die wir vor uns haben, ist 
schwierig. Darüber brauchen wir nicht zu 
streiten. Streiten müssen wir aber dar- 

über, mit welcher Politik man die Schwiß' 
rigkeiten auf dem Weg zur deutschen 
Einheit am besten überwinden kann. 

Die CDU hat nicht zufällig die 
ersten schwierigen 20 Jahre der 
Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland bestimmt. Als es dann 
ziemlich normal war, haben die 
Leute gesagt: Jetzt geht es uns so 
gut, jetzt können sogar einmal der 
Herr Vogel und seine Kollegen 
regieren. Das ist 1969 gewesen. 
1982 ist die Union wiedergewählt 
worden, eine Partei für schwierige 
Zeiten. 

Ich bin fest davon überzeugt, daß dieser 
Staatsvertrag das richtige Instrumenta- 
rium ist und daß wir die richtige Politik 
machen, um die Schwierigkeiten auf dem 
Weg zur deutschen Einheit zu überwin- 
den. Sie aber stehen vor der Frage, ob Sie 
es sich wirklich leisten können, nein zu 
dem zu sagen, was die SPD in der DDR 
durch ihren Finanzminister unterschrie- 
ben hat, nein zu dem zu sagen, was sich 
die Menschen in der DDR erhoffen. 

Wir fordern Sie auf, ja zu diesem 
Staatsvertrag, ja zu einer Politik 
der Einigung Deutschlands zu 
sagen. 

Finanzminister Theo Waigel im Bundesrat am 22. Mai: 

Neue Kraft für die Idee des Föderalismus 
Mit der Ausdehnung von Demokratie 
und Freiheit auf ganz Deutschland 
erhält die Idee des Föderalismus 
zusätzliche Kraft und neue Vitalität. 
Der künftige deutsche Staat wird auf 
leistungsfähigen und selbstbewußten 
Ländern aufbauen. Die Länder wer- 
den in ihrem eigenen Bereich — und 
ebenso in der Mitsprache bei gesamt- 

staatlichen Entscheidungen — hohe 
Verantwortung tragen. Was heute in 
Deutschland geschaffen wird, kann 
lange Zeit überdauern. Wir bauen ein 
Deutschland, das nach dem Willen 
seiner Bürger gestaltet wird. Wir über- 
winden die Teilung mit der vollen 
Zustimmung unserer Nachbarn und 
unserer Freunde in aller Welt. 
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Kommentare zum Staatsvertrag 

Ein historischer Tag 
Nach 45 Jahren der Trennung sind die 
deutschen dem politische Ziel der Einheit 
exn großes Stück näher gekommen. Es ist 
Jetzt an den Politikern in der DDR und in 
der Bundesrepublik, den eingeschlagenen 
•eg zur staatlichen Einheit Deutschlands 
l* einem einigen Europa zügig, aber ohne 
"Qst zu gehen. Dies erwarten die Men- 
gen in Deutschland. Und unsere Nach- 
barn in Europa erwarten, daß wir Deut- 
Schen diesen Weg zu einem einheitlichen 
Und demokratischen Deutschland als Euro- 
päer gehen. Deshalb gibt es für uns Deut- 
Schen keinen Sonderweg in Europa. Denn 
^ir sind Teil Europas und wollen dies auch 
'eiben. Wenn am Ende des nun begönne- 

rn Weges ein einheitliches und freies 
. eutschland in einem freien Europa steht, 
l^dem die Menschen ohne Angst und in 

°hlstand leben können, dann war dies 
e,rt historischer Tag. 

Frankfurter Neue Presse 

Einigung unaufhaltsam 
°hltuend auch die nüchterne 

, ^osphäre, in der sich der feierliche und 
e?eutsame Akt an durchaus geschichts- 

t)k^tiger Stelle vollzog. Von nationalem 
^erschwang oder gar nationalem Über- 
yt bei der Geburtsstunde des wiederverei- 
&en Deutschlands keine Spur, eher 
schäftsordnungsmäßige Kühle und 

, st<*nz. Und das war sicher gut so. Sind 
. °h bis zum endgültigen Gelingen dieser 

"er Geschichte bisher einmaligen „Ope- 
H u°n Wiedervereinigung" vor allem Sach- 
0?*Cl'f und Nüchternheit gefordert. Nicht 

ne Grund haben deshalb die Finanzmini- 
t 

r "ös Vertragswerk unterschrieben, wäh- 
"die Regierungs-Chefs nur zuschauten. 

Kölnische Rundschau 

Der erste Schritt 
Das ist der erste Schritt zur staatlichen 
Einheit der Deutschen. Ein wahrhaft histo- 
rischer Tag! Nun wird nicht mehr nur gere- 
det, jetzt wird gehandelt. Wir sind auf 
einem guten Wege, der uns Deutschen 
jahrzehntelang verwehrt worden ist. Der 
„paraphierte" — abgezeichnete — Vertrag 
zwischen den beiden freigewählten Regie- 
rungen in Bonn und Ost-Berlin über die 
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion 
bedeutet zwar erst den Anfang der Vereini- 
gung, aber der schwierige Prozeß ist wohl 
unumkehrbar. Rheinische Post 

Ein guter Tag 
Konrad Adenauer und Ludwig Erhard, die 
Väter der Bundesrepublik, wären auf die- 
sen 18. Mai stolz gewesen. Dies war ein 
historischer, ein guter Tag für alle Deut- 
schen. Mit der Unterzeichnung des Staats- 
vertrages über die deutsche Währungs- 
union in Bonn sind wir einen entscheiden- 
den Schritt weiter auf dem Weg zur deut- 
schen Einheit. Und diese deutsche Einheit 
wird schneller kommen, als viele glauben. 

Bild 

Ein Vertrag für die Einheit 
Es ist wahr, daß dieser Vertrag die innen- 
politische Eigenstaatlichkeit der DDR auf 
einen kaum mehr sichtbaren Rest redu- 
ziert. Es ist ein Vertrag für die Einheit. 
Das ist es wohl, was die Kritiker wirklich 
stört, auch wenn sie ihre Einwände wech- 
selnd im Sprachgewand des Sozialen, des 
Ökologischen oder des Emanzipatorischen 
vorbringen. Manche, die nun vom D-Mark- 
Imperialismus sprechen, sind einfach ent- 
täuscht darüber, daß dem Sozialismus das 
Spielgeld weggenommen wird. 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 
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Kein Anlaß zu Kleinmut 
Es besteht kein Anlaß zu Kleinmut oder 
Ängstlichkeit. Die Deutschen in Ost und 
West haben sich zwar viel vorgenommen, 
aber sie werden es schaffen können. Das 
Tempo der Vereinigung ist zwar atembe- 
raubend, und die Kosten sind hoch — wie 
hoch, das kann allerdings niemand sagen, 
das hängt vor allem davon ab, wie mutig 
oder wie zaghaft nun die Sache angepackt 
wird. Es bringt deshalb wenig, ständig 
nach neuen Rechnungen zu fragen, die 
doch alle nicht stimmen können. Manche 
Chance bietet die Geschichte nur einmal. 
Wollen wir später unsern Enkeln sagen, 
wir hätten sie verpaßt, nur weil wir uns zu 
lange damit aufgehalten haben, einen Kas- 
sensturz zu machen ? ZDF 

Nüchterne Deutsche 
Den Deutschen, denen gern ein Hang zur 
Großspurigkeit nachgesagt wird, erweisen 
sich als nüchterne Rechner. Wirtschaftliche 
Chancen und soziale Folgelasten bedenken 
sie stärker als das nationale Drum und 
Dran. Daß Begeisterung durch Ängste 
gebremst wird, mag die Ursache dafür 
sein, daß die Opposition nur halbherzig 
zustimmt und mit einem Bein im Abseits 
bleibt. Der Bedeutung der Sache angemes- 
sen ist diese Haltung nicht. Der Zug ist 
abgefahren. 

Westdeutsche Allgemeine Zeitung 

Jetzt umsetzen! 
Sechs Monate und neun Tage nach der 
Öffnung der Mauer wurde dieser Vertrag 
in Bonn unterzeichnet. Markstein und 
Kursbuch zur staatlichen Einheit hießen 
die Vokabeln, mit denen er dabei bedacht 
wurde. Den Vertrag auszuhandeln, wird 
ein Kinderspiel gewesen sein gegenüber 
dem Unterfangen, ihn in die Praxis umzu- 
setzen und gleichzeitig den politischen Weg 
zur Einheit mit baldigen gesamtdeutschen 
Wahlen zurückzulegen.       Handelsblatt 

Für die SPD schlägt 
die Stunde der Wahrheit 
Entscheidend ist, in welchem Geist der 
Staatsvertrag mit Leben erfüllt wird. Dos 
Ziel ist ohnehin klar formuliert, eben die 
Vereinigung. Kleinliche Kritik an punktue' 
len Schwachstellen ist völlig unangebracn • 
Für die westdeutschen Sozialdemokraten 
schlägt nun bald die Stunde der Wahrheit- 
Noch sind ihre Stellungnahmen zum Ver- ^ 
trag höchst widersprüchlich. Aus den Lan'^ 
dem hört man Zustimmung, aus der Bun- 
desführung hingegen zum Teil scharfe 
Ablehnung. Es wäre Inhalt und Ziel des 
Vertrags angemessen, wenn beide große 
Volksparteien zu einer einheitlichen Be#e 

tung kämen, denn sonst besteht die        , 
Gefahr, daß sich die SPD im Westen nocn 
völlig vom Vereinigungszug abkoppelt- 

Bayerischer Rundf«11* 

Schnelle gesamtdeutsche 
Wahlen nötig 
Je länger der gesamtdeutsche Wahltag 
ausgeschoben wird, desto mehr muß in 
den Teilen Deutschlands die Unsicherhei 
wachsen. Das Gerede, es gehe alles viel 
schnell, kann niemanden überzeugen. ^s 

wäre falsch, der DDR die Milliarden zur 
Verfügung zu stellen, die man braucht, u 
eine verlotterte Wirtschaft auf Vordem^ 
zu bringen, wenn man sechzehn MilH°n 

Menschen noch lange daran hindert, in 
einem gemeinsamen Parlament aller D 
sehen Verantwortung für die Zukunft z 
übernehmen. 
Man wird das Gefühl nicht los, daß 
bestimmte Leute in der DDR gegen 
schnelle Wahlen sind, weil sie an ihre" 
neuen Ämtern Gefallen gefunden habe 
Nur wird nichts besser, wenn man mit 
gesamtdeutschen Wahlen noch lange 
tet, und wir könnten das, was bis heute    „ 
erreicht wurde, wieder aufs Spiel setze  • 

Westdeutscher Rundi» 
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Öie deutsche Einheit ist ohne 
Steuererhöhungen zu finanzieren 
5^r Finanzierung der Wirtschafts-, 
^ährungs- und Sozialunion erklärte 

ef wirtschaftspolitische Sprecher der 
j^U/CSU-Bundestagsfraktion, 
'atthias VVissmann: 

. er Bundesfinanzminister hat mit dem 

. Und-Länder-Fonds „Deutsche Einheit" 
Höhe von 115 Mrd. DM eine ökono- 

1Sch sinnvolle Finanzierung zur Sanie- 
re und Modernisierung des DDR- 
w

taatshaushaltes und der DDR-Volks- 
. "tschaft gewählt. Das Konzept verhin- 
^ daß es zu Wachstumsstörungen 

?*her 
erer Volkswirtschaft kommt und ist 
ler zu begrüßen. Es ist davon auszuge 

>. n> daß der Bundesfinanzminister und j.      ' ~«IJ  UCI    DUIIUCSI Iliail/.IMIIIIMCI 

k e Bundesbank die Kapitalmärkte genau 
°t>achten, um zusätzliche Spannungen 

A
u verhindern. 

sch ̂
erdem belegen die neuesten Steuer- 

0, atzungen, daß die deutsche Einheit 
2j   e Steuererhöhungen solide zu Onan- 
ie ren ist. Bund, Länder und Gemeinden 
ermnen bis 1994 mit ,40 Mrd- DM Steu" 
^  ehreinnahmen rechnen. Damit ist die 
r °

pPelstrategie der SPD, in der Bundes- 
(j ü^lik soziale Ängste zu schüren und in 
steli immer größere Forderungen zu 

en, zusammengebrochen. 

faltend gute Konjunktur 
$t   

tur die nächsten Jahre abzusehenden 
^ru ?rniehreinnahmen sind ein ein- 
K0 . svoller Beleg für die anhaltend gute 
\Vj Jünktur, deren Basis auf der guten 
Hei Schaftspolitik der von Bundeskanzler 
L j|üt Kohl geführten Bundesregierung 

fin    
nicht nachvollziehbar, wenn die 

apolitische Sprecherin der SPD- 

Fraktion, Frau Ingrid Matthäus-Maier 
vor dem Hintergrund der zu erwartenden 
gewaltigen Steuermehreinnahmen der 
Bundesregierung mangelnde finanzpoliti- 
sche Solidität bei der Finanzierung der 
deutschen Einheit vorwirft. Im übrigen 
erklärt selbst der SPD-Finanzminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen, daß auf 
lange Sicht die deutsche Einheit mehr 
Wachstum und steigende Einnahmen 
bringen werde. 

Verworren 
Für Verwirrung in der Diskussion über 
die Finanzierung der deutschen Einheit 
sorgt derzeit allen voran Ingrid Mat- 
thäus-Maier. Erst redete sie Steuer- 
erhöhungen das Wort; als aber der 
Sonderfonds Deutsche Einheit bekannt 
wurde, klagte sie überEinheit auf 
Pump. Und nun spricht sie sich dafür 
aus, die DDR-Lasten über Umschich- 
tungen und Einsparungen im Bundes- 
haushalt zu finanzieren. Sie, die vor ein 
paar Jahren noch nicht wußte, welcher 
Partei sie nähersteht, der FDP oder der 
SPD, dreht sich weiterhin wie eine Luft- 
blase im innerdeutschen Rührteig. 

Bayerischer Rundfunk 

Wenn nun Frau Matthäus-Maier vor- 
schlägt, die deutsche Einheit über Haus- 
haltseinsparungen, z. B. bei Subventio- 
nen, zu finanzieren, muß daran erinnert 
werden, daß ein Großteil der Finanzhil- 
fen des Bundes, die 1990 rund 14,2 Mrd. 
DM betragen, in die Bereiche Bergbau, 
Werften, Landwirtschaft und Forsten flie- 
ßen, die der Strukturanpassung dienen, 
oder in den sozialen Wohnungsbau, was 
dann zu Lasten der Mieter geht. • 
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Solide Haushaltspolitik 
konsequent fortsetzen 
Zu den Ergebnissen der Steuerschät- 
zung erklärte der haushaltspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Jochen Borchert: 

Die Bundesrepublik Deutschland befin- 
det sich im achten Jahr des wirtschaftli- 
chen Aufschwungs. Eine so lang anhal- 
tende Aufwärtsentwicklung hat es in der 
Geschichte unseres Landes noch nie 
gegeben. Ebenso wie im vergangenen 
Jahr ist für 1990 mit einem realen Wirt- 
schaftswachstum von etwa 4 v. H. zu 
rechnen, und im kommenden Jahr wird 
sich die positive Wirtschaftsentwicklung 
fortsetzen. 

Diese ausgezeichnete Verfassung unserer 
Volkswirtschaft, die inbesondere von der 
privaten Investitionstätigkeit und dem 
privaten Verbrauch — durch die 3. Stufe 
unserer Steuersenkungspolitik stimuliert 
— getragen wird, findet ihren Nieder- 
schlag in deutlich höheren Steuereinnah- 
men aller öffentlichen Haushalte. 

Trotz dieser erfreulichen Entwicklung auf 
der Einnahmeseite werden wir unseren 
bewährten Weg einer soliden Haushalts- 
politik konsequent fortsetzen. Äußerste 
Ausgabendisziplin, wachstumsbedingte 
Steuermehreinnahmen und eine vorüber- 
gehende Erhöhung der staatlichen Netto- 
kreditaufnahme ermöglichen es, mit den 
großen Herausforderungen der deutschen 
Einheit finanzpolitisch solide fertig zu 
werden. 

Steuererhöhungen zur Finanzierung der 
deutschen Einheit, wie sie die SPD for- 
dert, lehnen wir strikt ab. Für uns besteht 
kein Anlaß, den finanzpolitischen Kurs, 
der die Selbstfinanzierungskräfte der 
Sozialen Marktwirtschaft gestärkt hat, zu 
korrigieren. • 

Steuerschätzung 1990-1994: 

8,2 Mrd. Mark mehr 
Zum Ergebnis der Steuerschätzung 
für die Jahre 1990 bis 1994 erklärt 
der Bundesminister der Finanzen, 
Theo Waigel: 

Der unabhängige Arbeitskreis „Steuer- 
schätzungen" hat in Regensburg die 
Steuereinnahmen für den mittelfristi- 
gen Zeitraum 1990 bis 1994 geschätzt- 
Für das Jahr 1990 ergibt die neue 
Schätzung danach gegenüber der letz- 
ten Schätzung vom November 1989 
per Saldo Mehreinnahmen von 
+ 8,2 Mrd DM für alle Ebenen. 

Dieses erfreuliche Ergebnis beruht au 
dem dynamischen Wachstum der 
deutschen Wirtschaft, das nach den 
Prognosen der Experten mit 3'/2 bis 
4 v. H. deutlich stärker sein wird, als 
bei der Verabschiedung des Bundes- 
haushalts im Herbst 1989 erwartet 
wurde. 
Unsere auf stetige Verbesserung der 
Rahmen- und Wachstumsbedingun- 
gen angelegte Finanz- und Steuerp0 

tik hat die Grundlage für die lange 
Phase des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs geschaffen und sie zusätz- 
lich gestärkt. Zu dieser soliden Grün 
läge sind neue Wachstumsimpulse 
hinzugekommen, wie der bevorste- 
hende europäische Binnenmarkt un 
die neuen Chancen unserer Wirtscn 
in Osteuropa und durch die Wäh- 
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
mit der DDR. 

Die Wachstumsaussichten sind au<' 
für die kommenden Jahre günstig./ 
besondere im Bereich von Investit» 
nen und Beschäftigung. 
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Arbeitsmarktperspektive bis 2000 

2,5 Mio mehr Arbeitsplätze möglich 
j?te deutsche Einheit und die Verwirk- 
lichung des EG-Binnenmarktes sorgen 
Jafiir, daß es bis zum Jahre 2000 in 
der Bundesrepublik Deutschland weni- 
8®r als 1 Million Arbeitslose geben 
Jjtf. Die Zahl der Arbeitsplätze wird 
bls zum Jahre 2000 um 2,5 Millionen 
^nehmen (im Vergleich zu 1989). 
pes ist das Ergebnis einer Studie des 
nstituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 

schung (IAB) der Bundesanstalt für 
"rt>eit. Zugrunde gelegt ist den Berech- 
tigen ein durchschnittliches Wirt- 
chaftsWachstum von 3,1 Prozent pro 
*hr in den 90er Jahren. Und: „Der 
achstumspfad ist ohne nennenswerte 

^ätzliche Zielkonflikte der Wirtschafts- 
P°litik realisierbar, z. B. halten sich Preis- 
JJ'trieb, Abnahme der Zahlungsbilanz- 
öerschüsse und Zunahme der Staatsver- 

^huldung in engen Grenzen." 
le Ergebnisse der Studie im einzelnen: bi 

•P ür den Durchschnitt der 90er Jahre 
lehnet sich ein Wirtschaftswachstum 

. n 3,1 Prozent pro Jahr, wobei die Rate 
V^ang der 90er Jahre sogar auf über 

Prozent steigt. 

IQ« le ^a^' der Erwerbstätigen könnte 
2nn mit rd- 29'! Mio um 1>4 Mio und 

u°° mit rd. 30,1 Mio um 2,5 Mio höher 
*,n als im Basisjahr 1989. 

• le günstige Beschäftigungsentwicklung 
hftk°r a^em eme Folge des merklich 

neren Wirtschaftswachstums, aber 
- ch eines etwas langsameren Produktivi- 
ja^f°rtschrittes. Im Verlauf der 90er 
c, nre kommt es jedoch zu einem deutli- 
teCn ^nstieg des Produktivitätsfortschrit- 
u'n Relation zum Wirtschaftswachstum 
K a somit der gesamtwirtschaftlichen 

Schäftigungsschwelle. 

• Dem Beschäftigungsanstieg von 
rd. 2,5 Mio stünde eine Zunahme des 
Potentials an Erwerbspersonen von bei- 
nahe 1,4 Mio Personen gegenüber. Dem- 
zufolge wäre der Umfang der registrier- 
ten Arbeitslosigkeit und stillen Reserve 
im Jahre 2000 um ca. 1,1 Mio niedriger 
als 1989, wobei ca. 0,7 Mio auf den Rück- 
gang der registrierten Arbeitslosigkeit 
entfallen könnten. 
• Der Wachstumspfad ist ohne nennens- 
werte zusätzliche Zielkonflikte der Wirt- 
schaftspolitik realisierbar, z. B. halten 
sich Preisauftrieb, Abnahme der Zah- 
lungsbilanzüberschüsse und Zunahme 
der Staatsverschuldung in engen Gren- 
zen. 
Da geringere Zuwanderungen und damit 
auch geringere Zunahmen des Erwerbs- 
personenpotentials nicht zwangsläufig zu 
einem niedrigeren Tempo des Wirt- 
schaftswachstums führen müssen, könnte 
die Arbeitslosigkeit noch stärker zurück- 
gehen. Außerdem könnte im Zuge des 
Aufholprozesses der DDR und des 
Zusammenwachsens der beiden deut- 
schen Staaten die Wirtschafts- und 
Beschäftigungsentwicklung sogar noch 
günstiger ausfallen, als hier beschrieben 
wird. 

Die wichtigsten Rahmendaten 
des Szenarios: 
• Dank genügend flexibler, offensiver, 
zukunftsorientierter Politiken kommt es 
in den 90er Jahren weder in der Bundes- 
republik noch in den wichtigsten Partner- 
ländern zu gravierenden „Schocks", grö- 
ßeren Anpassungskrisen oder regelrech- 
ten Rezessionen. Das Wirtschaftswachs- 
tum der westlichen Industrieländer 
beschleunigt sich im Verlauf der 90er 
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Jahre von durchschnittlich 2,5 Prozent 
pro Jahr 1989/95 auf 3,3 Prozent pro Jahr 
1995/2000 (1989/2000 insgesamt knapp 3 
Prozent pro Jahr). 
• In den elf Jahren 1990 bis 2000 wan- 
dern insgesamt 3,7 Mio mehr Personen 
(Übersiedler, Aussiedler, sonstige Deut- 
sche, Ausländer) zu als ab. Im Jahre 2000 
wohnen im jetzigen Bundesgebiet 
dadurch trotz der niedrigen Geburtenzif- 
fern 3,1 Mio mehr Menschen als 1989. 

• Die DDR erhält aus der Bundesrepu- 
blik 1990 rd. 25 Mrd DM und in den Fol- 
gejahren jeweils rd. 30 Mrd DM an 
zusätzlichen öffentlichen Mitteln (z. B. 
für Infrastrukturinvestitionen, Anschubfi- 
nanzierungen, künftigen Finanzaus- 
gleich). Westdeutsche Unternehmen, die 
in der DDR Niederlassungen gründen, 
liefern 1990 für rd. 5 Mrd DM, in den 
Folgejahren für jeweils rd. 10 Mrd DM 
Anlagegüter in die DDR. Insgesamt 
belaufen sich die zusätzlichen Lieferun- 
gen aus dem Bundesgebiet in die DDR 
1990 auf 22 Mrd DM und ab 1991 auf 
jährlich 30 Mrd DM. 

• Die Ausgaben der Gebietskörperschaf- 
ten und Sozialversicherungen im Bundes- 
gebiet nehmen insgesamt real um durch- 
schnittlich jährlich 3 Prozent zu. Die Sub- 
ventionen an Unternehmen in der Bun- 
desrepublik bleiben nominal insgesamt 
konstant, ebenso die zu Beginn des Jah- 
res 1990 geltenden durchschnittlichen 
Steuer- und Beitragssätze. 

• Die Lohnsatzsteigerungen orientieren 
sich am Produktivitätsfortschritt, der 
Erzeugerpreisentwicklung und der allge- 
meinen Arbeitsmarktlage. Die Jahresar- 
beitszeit (einschl. Teilzeiteffekt) je 
Erwerbstätigen sinkt im Trend um 
0,8 Prozent pro Jahr. 

• Aufgrund hoher Kapitalimporte 
kommt es bis Mitte 1991 zu einer realen 
Aufwertung der DM um durchschnittlich 

Rückkehrhilfen für 
ausländische 
Arbeitnehmer 
werden verstärkt 
Die Bundesregierung wird die 
Rückkehrhilfen für ausländische 
Arbeitnehmer weiter ausbauen. Das 
erklärte der Staatssekretär im Bun- 
desarbeitsministerium, Werner 
Tegtmeier, auf einer Fachtagung in 
Bonn. 

Auf Einladung des Bundesarbeitsmi- 
nisteriums, des Instituts der deutschen 
Wirtschaft sowie der Koordinierungs- 
stelle zur Förderung der Reintegration 
ausländischer Mitarbeiter zogen Ver- 
treter der deutschen Wirtschaft sowie 
der Bundesregierung und der türki- 
schen Regierung eine Zwischenbilanz 
ihrer gemeinsamen Bemühungen, jun- 
gen Türken die Rückkehr in ihr Hei- 
matland und die Wiedereingliederung 
dort zu erleichtern. 
Die Koordinierungsstelle zur Förde- 
rung der Reintegration ausländischer 
Mitarbeiter (KFR), die 1988 auf Initia- 
tive von Bundesarbeitsminister Nor- 
bert Blüm gegründet wurde, fördert 
die Zusammenarbeit von Staat und 
Wirtschaft. Seither sind für 2,5 Milü0' 
nen Mark Geld- und Sachleistungen 
aufgebracht worden, um durch den 
Aufbau von Ausbildungszentren in 
der Türkei jungen Türken bei deren 
Wiedereingliederung zu helfen. 

10 Prozent. Anschließend bleibt der rea e 

Wechselkurs der DM konstant. 

• Die Geldpolitik bleibt dem Ziel der 
Geldwertstabilität im bisherigen Maße g 
verpflichtet. 
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Die Sicherheit der eigenen Wohnung 
muß in der DDR gewährleistet sein 
*?er Vorsitzende der CDU-Kommis- 
S|°n „Deutsch-deutsche Sozialgemein- 
Jchaft", Ulf Fink, und der Generalse- 
kretär der CDU-Ost, Martin Kirch- 
?er> haben auf einer Pressekonferenz 
111 Bonn die Empfehlungen der Kom- 
mission zur Wonnraumversorgung vor- 
stellt. 

'n der DDR ist durch staatliche Förde- 
^gsmaßnahmen und Privatinitiative 
~afür zu sorgen, daß eine angemessene 
aittiliengerechte Wohnungsversorgung 
^halten bleibt bzw. geschaffen wird. 
r*azu hält die Kommission folgende 
Maßnahmen für dringend notwendig: 

Die Sicherheit der eigenen Wohnung 
Juß gewährleistet werden. Dazu gehört 

,e Beibehaltung eines leistungsfähigen 
Kündigungsschutzes für die Mieter. Eine 
Jchrittweise Mietenreform zur Sicherstel- 
Ung kostendeckender Mieten im Woh- 
Jj^gsbestand ist unverzichtbar. Mit der 
JJietenreform muß aber gleichzeitig ein 

°hngeldsystem eingeführt werden. 
2ur baulichen Erhaltung und Verbesse- 

rte des Wohnungsbestandes muß ein 
tätliches Förderungsprogramm aufge- 

hellt werden. Daneben sind kurzfristig 
ahrnenbedingungen zu entwickeln, die 
^reichenden Anreiz für den Einsatz pri- 
aten Kapitals bei der Substanzerhaltung 
nd Substanzverbesserung des Woh- 
üngsbestandes bieten. 

, Für den Mietwohnungsbau sind Neu- 
auförderungsprogramme unverzichtbar. 
aneben sind Anreize für den Einsatz 

^aten Kapitals zu schaffen. 

(j. ^m breiten Schichten der Bevölkerung 
e Möglichkeit zu geben, Wohneigentum 

Schaffen, sind Förderungsprogramme 

für den Bau von Familienheimen und 
Eigentumswohnungen zu entwickeln. 
• Die staatlichen Wohnungsbestände in 
der DDR sind zu privatisieren. Dabei sol- 
len die Wohnungen zu einem angemesse- 
nen Preis in das Eigentum der derzeitigen 
Mieter überführt werden. 
• Für die Zusammenführung aller Förde- 
rungsprogramme wird für die DDR ein 
Spezial-Kreditinstitut vorgeschlagen, 
ähnlich den in verschiedenen Bundeslän- 
dern bestehenden Wohnungsbaukreditan- 
stalten. Das Spezial-Kreditinstitut wird 
mit einem Sondervermögen ausgestattet, 
woraus die für die Förderungsprogramme 
notwendigen Darlehen bewilligt werden. 
Die mit der Privatisierung der volkseige- 
nen Wohnungen anfallenden Gewinne 
dienen zur Mitfinanzierung des Sonder- 
vermögens. 

Einnahmeüberschuß 
Der Einnahmeüberschuß der Sozial- 
versicherung hat sich im vergangenen 
Jahr auf 16 Mrd. Mark erhöht; 1988 
hatte er nur 1 Mrd. Mark betragen. So 
nahm unter anderem die Gesetzliche 
Krankenversicherung 1989 rund 
9 Mrd. Mark mehr ein, als sie ausge- 
ben mußte, während im Vorjahr noch 
ein Ausgabenüberschuß von 1,5 Mrd. 
Mark zu verzeichnen gewesen war. 
Die Ausgaben der Arbeitslosen- 
versicherung wurden in voller Höhe 
durch die Einnahmen gedeckt, wäh- 
rend im Jahre 1988 die Ausgaben der 
Arbeitslosenversicherung die Einnah- 
men noch um 4 Mrd. Mark überstie- 
gen hatten. 
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Soforthilfeprogramm für die Alten- 
und Altenpflegeheime in der DDR 

terial. Weiterhin ist ein Wärme- und ein 
Transportwagen je Set vorgesehen. Zur 
Lieferung gehören auch 1.500 Duschroll' 
stuhle, 2.000 Toilettenrollstühle und 4.0W 
Hebegeräte. 
Die Belieferung der Alten- und Altenpflf 
geheime beginnt Ende Mai/Anfang Jun' 
1990 und wird vom Deutschen Roten 
Kreuz in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Stellen in der DDR organi- 
siert. 
Diese Soforthilfe wird die Situation ins- 
besondere pflegebedürftiger Menschen' 
den Heimen der DDR verbessern und 
ihre Pflege erleichtern. Strukturelle Ver- 
besserungen sind jedoch notwendig, um 
die Selbstversorgung der Heime mit die- 
sen Materialien auf Dauer sicherzustel- 
len. Darüber hinaus sind BauinvestitiO" 
nen erforderlich, um den Standard der 
Alten- und Altenpflegeheime in der DL' 
schrittweise an den bundesdeutschen 
Standard heranzuführen. 

In der DDR gibt es rd. 1.300 Alten- 
und Altenpflegeheime mit rd. 140.000 
Bewohnern. Ziel eines Soforthilfepro- 
gramms der Bundesregierung ist es, 
diese Heime mit den am dringendsten 
erforderlichen Verbrauchsmaterialien 
zu versorgen. 

Dies soll — nach Abstimmung mit dem 
Gesundheitsministerium der DDR — auf 
der Basis von Versorgungssets erfolgen. 
Die insgesamt 3.500 Sets sind so bemes- 
sen, daß sie zur Versorgung von je 40 
Heimbewohnern ausreichen. Mit ihnen 
soll eine gleichmäßige und bedarfsdek- 
kende Versorgung aller Heime in der 
DDR bis Ende 1990 erreicht werden. 
Der Schwerpunkt des Programms liegt 
bei den Inkontinenzmaterialien, für die es 
einen besonderen Bedarf gibt. Darüber 
hinaus enthält jedes Set eine Antidekubi- 
tusmatratze, 5 Antidekubitusfelle und 
pflegerisch medizinisches Verbrauchsma- 

Keine Aufwertung nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften 

Die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts zum Mietrecht eines 
nichtehelichen Lebenspartners ver- 
leiht der nichtehelichen Lebensge- 
meinschaft keinen Verfassungsrang. 

Friedrich-Adolf Jahn, Parlamentari- 
scher Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Justiz: Der Entscheidung 
kann lediglich entnommen werden, 
daß die nichteheliche Lebensgemein- 
schaft vom Gesetzgeber toleriert wird. 

Gegenstand des Beschlusses der 
Karlsruher Richter war die Frage, ob 
das Urteil eines Landgerichts zur Aus- 
dehnung des Mieterschutzes auf einen 
nichtehelichen Lebenspartner das 
Eigentumsrecht des Vermieters ver- 
letzt. Das Landgericht war zu der Ab- 
fassung gelangt, daß der Lebenspart- 
ner, der 18 Jahre lang mit der Mieterin 
in einer Wohnung gelebt hat, nach 
deren Tod nicht ohne weiteres die 
Wohnung räumen muß. 
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Beruf und Familie 

Frauen in Ost und West müssen 
echte Wahlfreiheit haben 
Anläßlich einer Sitzung des Bundes- 
J^chausschusses „Frauenpolitik'* der 
^ÖU, der sich eingehend mit der 
Situation von Frauen und Familien in 
der DDR befaßte, erklärte die Vorsit- 
zende, Staatssekretärin Maria Herr- 
Jeck: Eines ist ganz deutlich gewor- 
den: Die Frauen in der DDR benöti- 
jjen unsere solidarische Unterstützung, 
?3mit der Einigungsprozeß nicht zu 
,nren Ungunsten verläuft. 

'n den vergangenen Wochen häuften sich 
j[ie Fälle, daß DDR-Unternehmen 
flauen, und hier besonders alleinerzie- 
^nden Müttern, kündigten. Das muß 
Verbunden werden. 
J1 bezug auf das quantitative Angebot an 
j^nderbetreuungseinrichtungen ist die 

DR uns weit voraus. Es gibt dort eine 
ast lOOprozentige Abdeckung der Nach- 

jage nach Kinderbetreuung. Hinsichtlich 
er qualitativen Ausgestaltung dieser 
'nrichtungen werden künftig allerdings 
erstärkt neuere pädagogische Erkennt- 
•sse, vor allem der vorschulischen Erzie- 
Ung und Förderung von Kindern, umge- 
etzt werden müssen. 

kinderbetreuung verbessern 
j, enn das Ziel der Vereinbarkeit von 
. amilie und Beruf, das die CDU 1985 auf 

rem Parteitag in Essen formuliert hat, 
, reicht werden soll, dann ist das Ange- 
a   

an Kinderbetreuungseinrichtungen 
ch in der Bundesrepublik Deutschland 

Di sprechend dem Bedarf auszubauen. 
k ^ Frauen in Ost und West brauchen ein 
Passgerechtes Angebot an Kinderbe- 

treuung. Aber die Frauen in Ost und 
West müssen verantwortlich und frei ent- 
scheiden können, ob sie ganz in der 
Familie tätig sein oder Beruf und Familie 
vereinbaren wollen. 
Gemeinsam müssen wir deshalb die Vor- 
aussetzungen für eine echte Wahlfreiheit 
zwischen diesen beiden Lebenskonzepten 
schaffen: 

• Ausbau des Erziehungsurlaubs und der 
Bezugsdauer des Erziehungsgeldes, 

Soforthilfe für Behinderte 
Auf Initiative von Bundesarbeitsmini- 
ster Norbert Blüm und Rainer Eppel- 
mann sind im Rahmen der Soforthilfe 
für behinderte Bürger in der DDR in 
den letzten Wochen 60 Kleinbusse für 
je 6 Rollstuhl-Fahrer und 60 Klein- 
busse für je 2 Rollstuhl-Fahrer in die 
DDR geliefert worden. Darüber hin- 
aus wurde auch noch eine Vielzahl 
von Rollstühlen verschiedenster Art 
übergeben. 

• familiengerechte Arbeitszeiten für Müt- 
ter und Väter, 

• mehr Teilzeitarbeitsplätze in allen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes und 
der Wirtschaft, insbesondere auch in qua- 
lifizierten Funktionen. 
Wir fordern die CDU-Parteien in beiden 
Staaten in Deutschland auf, die gesamt- 
deutsche Frauen-Union zu unterstützen 
und zu fördern, damit wir die Anliegen 
der Frauen und Familien gemeinsam ver- 
treten können. • 
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Mit ganzer Kraft weiter für 
die Menschen an Rhein und Ruhr 

Ein anstrengender Landtagswahl- 
kampf liegt hinter uns. Die Mit- 
glieder der CDU Nordrhein-West- 
falen und viele Freunde der Union 
haben sich in diesem Wahlkampf in 
bewundernswerter Weise engagiert. 
Die ganze Partei kämpfte geschlos- 
sen und entschlossen für einen 
Wechsel in Nordrhein-Westfalen. 
Der Wähler hat entschieden. 

Trotz Stimmengewinnen haben wir 
diese Wahl verloren und trotz Stim- 
menverlusten ist die SPD der Sieger 
der Landtagswahl in NRW. Wir haben 
diese Wahl verloren, aber geschlagen 
geben wir uns nicht. 
Wie entfesselt und wie engagiert die 
Mitglieder der Union in diesem Wahl- 
kampf gekämpft haben, zeigt auch, 
daß die CDU weit weniger Wähler an 
die leider zu große Gruppe der Nicht- 
wähler verloren hat als die SPD. Und 

daß wir z. B. auch bei den Jungwäh- 
lern wieder stärkere Zustimmung 
erfahren haben, ist ein hoffnungsvol- 
les Zeichen. 
Mit ganzer Kraft werden wir uns wei- 
ter einsetzen für Nordrhein-Westfalen, 
für die Menschen an Rhein und Ruhr. 
Das erwarten die Bürgerinnen und 
Bürger in NRW von uns. Diesem Auf- 
trag fühlen wir uns verpflichtet. 
Wir sagen allen Kandidaten, allen 
Mitgliedern — ob ehrenamtlich oder 
hauptamtlich — ein herzliches Danke- 
schön für ihren engagierten, frisch-fre- 
chen, aber immer fairen Wahlkampf- 
Unsere gemeinsame Anstrengung war 
nicht umsonst. Wir sind sicher, so viel 
Engagement zahlt sich in Zukunft für 
die CDU in Nordrhein-Westfalen aus. 
Ihr 

Norbert Blüm 
und Helmut Linssen 

Ulf Fink stellvertretender Vorsitzender des DGB 
Heinz-Werner Meyer, bisher Vorsit- 
zender der Gewerkschaft Bergbau und 
Energie, ist als Nachfolger von Ernst 
Breit auf dem 14. Ordentlichen DGB- 
Bundeskongreß in Hamburg zum Vor- 
sitzenden des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes gewählt worden. 
Als Stellvertreter Meyers wählten die 525 
Delegierten die bisherige Vizepräsidentin 
der Nürnberger Bundesanstalt für Arbeit, 
Ursula Engelen-Kefer, und Ulf Fink, den 
Bundesvorsitzenden der Christlich- 
Demokratischen-Arbeitnehmerschaft. 

Neu in den geschäftsführenden DGB- 
Bundesvorstand wurde auch Regina Go 
ner gewählt, Bezirkssekretärin der ÖTV 
Hessen und ebenfalls CDA-Bundesvor- 
standsmitglied. 
Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Alfred Dregger, hat dem 
neuen DGB-Vorsitzenden seine Glück- 
wünsche übermittelt und die Hoffnung 
ausgedrückt, daß der DGB weiterhin tafr 
kräftig den Aufbau freier, demokratisch 
und starker Gewerkschaften in der DL> 
unterstützen werde. 
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Landesparteitag der CDU Saar 

Bundesumweltminister Klaus Töpfer 
ist neuer Landesvorsitzender 

*r neue Landesvorsitzende der CDU 
5j»r heißt Klaus Töpfer. Mit deutli- 
Jer Mehrheit - 385 von 415 Stirn- 

en — wurde der Bundesumweltmini- 
pj5' zugleich Spitzenkandidat der 
~ U Saar für die Bundestagswahl, 
uf dem Landesparteitag in Becksbach 
r 19. Mai zum neuen Landespartei- 
nef gewählt. 

j,°Pfer tritt damit die Nachfolge von 
ter Jacoby an, der vorzeitig sein Amt 
.r Verfügung stellte, um sich voll auf 

P^e neue Aufgabe als Vorsitzender der 
ta      Fiktion im saarländischen Land- 

8 konzentrieren zu können. 

^ lt dieser Arbeitsteilung wollen beide, 
Y ren Zusammenarbeit sich schon in der 
{x.[Sangenheit bewährt hat, eine optimale 

hrung der Saar-CDU gewährleisten. 

^ e Partei müsse neues Profil gewinnen, 
te r ^Entsprechend eine der Botschaf 
gj »die Töpfer und Jacoby an die Dele- 

rten richteten. Sie werde hierzu auch 

pissmuth Spitzenkandidatin 
d Niedersachsen 

. ündestagspräsidentin Rita Süssmuth 
sä K   Sp*tzenkandidatin der nieder- 
w
chsischen CDU für die Bundestags- 

arh    ^nne Gegenstimmen wurde sie 
j   '9. Mai in Hannover von der Lan- 
^ svertreterversammlung auf Platz 1 
n.r Landesliste gesetzt. Den 2. Platz 
S,?mt Kanzleramtsminister Rudolf 
:e,tersein. 

ihre Rolle als Opposition im Landtag nut- 
zen. Denn, so Jacoby, „wir jammern 
nicht, wir lamentieren nicht, wir resignie- 
ren nicht. Wir nehmen die Rolle als 
Opposition von heute an, die bekanntlich 
die bessere Regierung von morgen ist." 

Unbestrittener Höhepunkt des Parteita- 
ges war die Rede von DDR-Ministerprä- 
sident Lothar de Maiziere, der damit erst- 
mals auf einer Parteiveranstaltung in 
Westdeutschland sprach. Dies sei ein 
Signal für das Zusammenwachsen der 
CDU in Ost und West, betonte er. De 
Maiziere ließ auch keinen Zweifel daran, 
daß es zur deutsch-deutschen Vereini- 
gung keine Alternative gibt: „Unsere 
Zukunft liegt in der Einheit Deutsch- 
lands, in einem ungeteilten Europa." Wie 
Töpfer und Jacoby erteilte auch de 
Maiziere kleingeistigen Kritikern, die 
nicht die Bedeutung der historischen 
Stunde erfaßten, sondern sich in der 
Rolle als Bedenkenträger gefielen, eine 
eindeutige Absage. 

Schäuble Spitzenkandidat 
in Baden-Württemberg 
Bundesinnenminister Wolfgang 
Schäuble ist Spitzenkandidat der 
baden-württembergischen CDU für 
die Bundestagswahl. Auf den näch- 
sten Plätzen der Landesliste folgen der 
Bundestagsabgeordnete Wissmann, 
Kanzleramtsminister Stavenhagen und 
der Staatssekretär im Bundesgesund- 
heitsministerium Pfeifer. 



Die Erfolge der Bundesregierung sprechen für sich 

Umweltschub: Wir handeln 
Die Regierung Helmut Kohl hat die Bundesrepublik zur weltweiten Vorreiterin im Umweltschutz 
gemacht. Keine Regierung nimmt den Umweltschutz so ernst wie unsere Bundesregierung. 

lenwasserstoffen (FCKW). Diese Vereinba- Die Erfolge sprechen für sich: 

• Luftreinhaltung: 
St Die Schwefeldioxid-Emissionen sind seit 

1982 um mehr als die Hälfte zurückgegan- 
gen. Grund: Entschwefelungsanlagen in 
Kraftwerken. 1982 gab es noch keine ein- 
zige Anlage, heute gibt es über 165. 

1» Industrieanlagen werden bis 1995 mehr als 
ein Drittel weniger Staub, Schwefeldioxide 
und Stickstoffoxide ausstoßen. Grund: 
Verschärfung der Technischen Anleitung 
(TA) Luft. Vor allem Stahlwerke, Metallhüt- 
ten, Zement- und Chemiewerke sind be- 
troffen. 

It Der Drei-Wege-Kat im Auto filtert 90 Pro- 
zent der Abgase heraus. Dank konsequen- 
ter Umweltpolitik über Steuerbefreiung 
und -nachlassen sind heute über90 Prozent 
der neuzugelassenen Autos mit einem 
Drei-Wege-Kat ausgerüstet. Umweltbe- 
wußtsein lohnt sich in der Bundesrepublik. 

It Die Industrie verzichtet ab 1995 auf Her- 
stellung und Verbrauch von Fluorchlorkoh- 

rung der Bundesregierung mit der Indu- 
strie übertrifft die internationalen Abspra- 
chen bei weitem: sie sehen nur 50% weni- 
ger FCKW-Produktion bis 1999 vor. Die 
Bundesrepublik tut wesentlich mehr-der 
Ozonschicht und des Klimas zuliebe. 

Den Müllberg abtragen 
Mit Einfällen gegen Abfälle: Bundesum- 
weltminister Klaus Töpfer stoppt die Ver- 
packungslawine. Er hat ein Pfand für alle 
Getränkeverpackungen vorgeschlagen. 
Außerdem will er, daß die Kunden sämtli- 
che Verpackungen nach dem Kauf im Lade" 
lassen können. 32 Mio Tonnen Hausmüll 
produzieren wir im Jahr. Verpackungen 
machen rund 10 Mio Tonnen davon aus. 

Bereits 1988 hat das Bundeskabinett, welt- 
weit einmalig, ein Pfand für Kunststoff- 
flaschen beschlossen - mit dem Erfolg, daß 
Coca Cola und Pepsi-Cola keine Einweg- 
Kunststoffflaschen mehr anbieten. 

Die CDU-geführte Bundesregierung hat unser Land auf den Weg zu einer ökologi- 
schen und Sozialen Marktwirtschaft gebracht. Wirtschaftswachstum und Umwelt- 
schutz sind keine Gegensätze mehr. 
• Seit 1982 ist das Bruttosozialprodukt um 19,7 Prozent gewachsen. Die Belastung der 
Luft ist dagegen zurückgegangen. 
• Umweltschutz schafft Arbeitsplätze: Aufgrund der hohen Umweltschutz-Anforde- 
rungen in der Bundesrepublik hat die deutsche Industrie beträchtliche Wettbewerbs- 
vorteile auf ausländischen Märkten. Über 500 000 Arbeitsplätze sind im Umweltbereich 
neu entstanden oder werden durch den Umweltschutz gesichert. 
Und: Neue Aufgaben kommen mit der Sanierung der Umwelt in der DDR auf uns zu - 
und die Chance, ein großes Stück Umwelt für die Zukunft zu verbessern.  

Mit uns für eine bessere Umwelt 
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Zum Tag der Umwelt am 5. Juni 

Einfälle gegen Abfälle 
j>»e CDU ist die Partei, die den 
U y toweltschutz maßgeblich vorangetrie- 
eö hat und die die Bundesrepublik 
e'tweit zum Vorreiter gemacht hat. 

einer neuen Initiative hat sich Bun- Mit 
esumweltminister Klaus Töpfer an die 
Pitze der Bewegung gegen die Müll- 

*wine gesetzt. Er strebt an, daß sämtliche 
erPackungen von den Lieferanten 
rückgenommen werden sollen und daß 
* alle Getränkeverpackungen Pfand 
hoben wird. Ein entsprechender Ent- 
Urf wird im Juli dem Bundeskabinett 
0r§elegt. 

Mio. Tonnen Hausmüll fallen pro Jahr 
•* • Verpackungen machen rund 10 Mio 
, nnen aus. Mit politischen Entschei- 
den allein läßt dieser Berg sich nicht 
^ tragen. Jeder von uns ist gefordert. 
. eshalb steht der diesjährige Tag der 

mwelt für die CDU auch unter dem 
si 

otto „Einfälle gegen Abfälle". Gefragt 
j. a Ideen, wie Abfälle vermieden, ver- 
^ 8ert, umweltfreundlich beseitigt wer- 
Um     nnen- Gefragt ist auch nach 
^ ^eltfreundlichen Verpackungen: So 

nig Verpackung wie möglich, so viel 
rPackung wie nötig. 

ionsvorschläge: 
p ^Lf°

stkartenaktion „Einfälle gegen 
de ? e" Was tun Sie, um Müll zu vermei- 
öfj. • Die besten Vorschläge werden ver- 
I glicht und prämiert. 

Sw F sucnen das Produkt mit der 

ger ^freundlichsten Verpackung — 
ade soviel wie nötig. 

• Freiwillige vor: Die CDU bittet zum 
Tag der Umwelt den örtlichen Handel, 
Verpackungen auf freiwilliger Basis 
bereits jetzt zurückzunehmen. Die CDU 
geht mit den Namen der Händler und 
ihrer Läden an die Öffentlichkeit. 

Das praktische Sympathiewerbe- 
mittel zum Thema Umweltschutz: 
Die Autoabfalltüte mit dem Klebe- 
streifen. 
Sie hält (fast) überall im Wagen und nimmt 
jede Menge Müll auf. Klebestreifen abzie- 
hen, andrücken — einsatzbereit. 
Bestell-Nr. 9118 
Mindestabnahme: 100 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 24 — DM 
zzgl. MwSt. 
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FUSSBALL-WELTMEISTERSCHAFT 

ITALIEN • 8.JUNI BIS 8.JULI  1990 

Die Fußballweltmeisterschaft in Italien 
steht unmittelbar bevor. Am Freitag, 
dem 8. Juni, wird das Eröffnungsspie' 
zwischen Argentinien und Kamerun im 
Meazza-Stadion in Mailand angepfiffp0' 
Deshalb haben Sie nicht mehr viel Zeit' 
wenn Sie unseren Fußball-WM-Kalen- 
der noch rechtzeitig verteilen wollen. 
Wie bei der letzten WM steht auch dies- 
mal wieder in handlicher Form ein 
Kalender zur Verfügung, in dem sich 
u. a. Spielpaarungen, Termine und Fern 
sehzeiten finden. Fußball-Fans können 
die einzelnen Spielergebnisse selber m 
Tabellen eintragen. 
Besonders wichtig: Der Einsendeschluß 
des Preisausschreibens auf dem Kalen- 
der, bei dem es Karten für die Bundes- 
liga zu gewinnen gibt, ist der 7. Juli 
1990. 

Der Kalender kann bei unserem 
IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 
4804 Versmold, bezogen werden. 
Bestell-Nr.: 2228 
Mindestbestellmenge: 250 Expl. 
Preis pro Mindestbestellmenge: 
25,- DM (ohne MwSt. inkl. Versand; 
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